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Die enge Verfleditung der polnischen W irtschaft mit 
beiden Teilen Deutschlands — wobei die Bundesrepu­
blik gegenüber der Sowjetzone 1956 stark  aufgeholt 
hat — bietet angesichts der günstigen natürlichen Er­
gänzungsmöglichkeiten und der standortmäßigen Ver­
fleditung der beiden W irtsdiaftsräum e für die künftige 
Gestaltung der gegenseitigen W irtschaftsbeziehungen 
nach der W iedervereinigung aussichtsreiche Perspek­
tiven. Die W irtschaftsbeziehungen werden sidi aller­
dings zum beiderseitigen Vorteil nur dann ausbauen 
lassen, wenn Polen eine Reorganisation seines W irt- 
sdiaftssystem s und seiner Produktionspolitik unter 
strengster Beachtung des Rentabilitätsprinzips in allen 
Produktionszweigen durchführt. Eine W endung zum 
Besseren kann nur erw artet werden, wenn Industrie 
und Landwirtschaft mehr, aber vor allem besser und 
billiger produzieren.
Das Problem der Beseitigung der gegenwärtigen Dis­
proportionalitäten durch Förderung und Erhöhung der 
Produktivität der Landwirtsdiaft und der Konsum­
güterindustrie sowie Rationalisierung des gesamten 
Produktionsapparates steht im M ittelpunkt der Dis­
kussionen im Zuge der Vorbereitung des Fünfjahres­
planes für 1956—1960.
Die Entwicklung der polnischen Außenwirtschaft ist 
durch eine passive Handels- und Zahlungsbilanz ge­
kennzeichnet, die Gomulka als „Situation eines insol­
venten Bankrotteurs“ charakterisiert. *) Polen sah sich 
außerstande, die ihm für Investitionszwecke gewährten 
Kredite zurückzuzahlen, obwohl die Rückzahlungsfrist 
gekommen war. Das ist die Folge einer Politik, die es 
nidit vermocht hat, durch ihre Investitionskredite die 
Produktion so auszuweiten, daß die Rückzahlung aus 
der M ehrproduktion bestritten werden kann.

AUSLANDSHILFE
Eine zeitgerechte rationelle Nutzbarmachung der in 
Polens Landwirtschaft, Bergbau und Industrie noch vor­
handenen Produktionsreserven ersdieint ohne umfang­
reiche und großzügige ausländische Hilfe nicht mög- 
lidi. Die von der Sowjetunion an Polen im Abkommen 
vom November 1956 gewährte m aterielle und finan­
zielle Unterstützung — 1,4 Mill. t  Getreide auf Kredit 
und ein w eiterer Kredit von 700 Mill. Rubel — bei

>) V g l. Trybuna Ludu, W arsdiau, 21. O ktober 1956.

gleidizeitiger Streichung der bis zum 1. November 1956 
aufgelaufenen, offenbar red it bedeutenden polnischen 
Kreditschulden, haben sich als völlig unzureichend er­
wiesen. Im Mai 1957 hat darum Gomulka beim Kreml 
erneut um eine Wirtschaftshilfe nachgesucht, nachdem 
die seit März mit den USA laufenden Verhandlungen 
über einen größeren Kredit noch zu keinem positiven 
Abschluß gekommen sind. Nach Ansicht polnischer 
W irtschaftssachverständiger braucht Polen, um eine 
größere W irtschaftskrise abzuwenden, mindestens 
300 Mill. $ in Devisen und Kredit, das ist dreimal 
soviel wie die USA Polen angeboten haben. Polen ist 
im Hinblick auf die dringend notwendige M odernisie­
rung seines Kohlenbergbaus vor allem an dem Bezug 
von Bergbaueinrichtungen interessiert. Nachdem vor 
wenigen Wochen ein Abkommen über Lieferung von 
Bergbauausrüstungen für Braunkohlengruben mit der 
Sowjetzone abgeschlossen worden war, ist nunmehr 
eine ähnliche V ereinbarung mit der Tschechoslowakei 
für den Steinkohlenbergbau zustande gekommen. In 
beiden Fällen werden die an Polen langfristig gew ähr­
ten Investitionskredite mit Kohle zurückgezahlt. Ver­
handlungen über entsprechende Kredite sind in­
zwischen auch mit einer französischen und einer bel­
gischen Gruppe aufgenommen worden. Da die von den 
Belgiern in Aussicht gestellten Kredite unzureichend 
sind, laufen Bemühungen, auch westdeutsches Kapital 
für dieses Projekt von 30 bis 40 Mill. |  zu interessie­
ren. In W arschau scheint man offenbar bereit, bei der 
Absprache der Preise und bei den Rückzahlungsmoda­
litäten  westdeutschen Wünschen so weit wie möglich 
Rechnung zu tragen.

Heute ist sowohl der W esten als auch der O sten daran 
interessiert, das Gomulka-Regime zu erhalten, weil 
sein Zusammenbruch zu einer unermeßlichen Kata­
strophe im Herzen Europas führen müßte. N ur wenn 
in Polen einigermaßen befriedigende W irschaftsverhält- 
nisse herrschen und der freizügigere Kurs fortgesetzt 
werden kann, besteht die Aussicht, daß auch die unge­
lösten Fragen zwischen Deutschland und Polen eine 
für beide Seiten annehmbare Regelung finden werden. 
Dabei erscheint es durchaus denkbar, daß ein deutsches 
Entgegenkommen wirtschaftlicher N atur dazu beitragen 
könnte, eine günstigere Atmosphäre auch für spätere 
politische Verhandlungen zu schaffen.

Die Rolle des Staates in der finnischen Wirtschaft
Dr. Axel von Cadolin, Helsinki

T jn te r  den nicht-kommunistischen Ländern Europas 
dürfte der finnische Staat bei weitem der größte 

Grundbesitzer sein. Reichlich 10 Mill. ha Land, davon
7,2 Mill. ha Wald, befinden sich in Staatseigentum: 
das ist nicht w eniger als ein Drittel des finnjschen 
Bodens. Dieser Zustand ist aber keineswegs die Folge 
einer modernen Sozialisierungspolitik, sondern das 
Ergebnis einer langen geschichtlichen Entwicklung. Die 
Zivilisation drang während der vergangenen Jahrhun­
derte nur allmählich von Süden her in den fast men­

schenleeren Norden Finnlands vor, wo Finnen und 
Lappen ohne die geringste Vorstellung von einer 
Grundbesitzordnung Jagd und Fischerei betrieben. Die 
„Kultivierung“ des Landes wurde seit den Tagen von 
Gustav W asa hauptsächlich vom Staat getragen, und 
es ist deshalb nicht verwunderlich, daß die gewonne­
nen Landstriche zum Staatseigentum  erklärt wurden. 
Im Zuge einer systematischen Ansiedlungspolitik gin­
gen erst nach und nach Teile des Landes in Privat­
besitz über.
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Die Bauern w anderten weit langsam er nach Norden, 
als die vom Staat vorangetriebene Kultivierung des 
Landes fortschritt. So kommt es, daß der S taat auch 
heu te noch ein Drittel der Landesoberfläche besitzt, 
darunter den größten Teil der riesigen Provinz Lapp­
land. Straßenbau, Eisenbahnverkehr, Strom regulierun­
gen und Flößerei oblagen der staatlichen Initiative. 
HOLZVEREDELUNG
U nter diesem  A spekt war es deshalb ganz natürlich, daß 
der S taat von Anfang an großen Anteil am Holzeinschlag 
und  an der Holzindustrie hatte. Seit je  sind für die 
Preisbildung von Rohholz die staatlichen Holzauktio­
nen  maßgebend. Aus nationalen Erwägungen kaufte 
der S taat dann 1918 die Aktien der norwegischen 
Holzveredelungsfirm a W. Gutzeit & Co., der einzigen 
ausländischen Gruppe in der finnischen H olzverede­
lungsindustrie, auf. Dadurch entstand der große staat­
liche Holzveredelungskonzern Enso-Gutzeit AG, der 
über zahlreiche Fabriken und Tochtergesellschaften 
verfügt. Die Jahresproduktion dieses Konzerns um­
faßt u. a. über 300 000 t ungebleichte Sulfatzellulose, 
rd. 200 000 t Papiererzeugnisse, rd. 160 000 t  Karton- 
erzeugnisse, rd. 60 000 t ungebleichte Sulfitzellulose 
und etwa 100 000 Standards Schnittholz. Zu diesem 
K onzern gehören neben allen A rten von Holzverede­
lungsbetrieben auch Kraftwerke und Reedereien sowie 
chemische Fabriken. Der Jahresumsatz übersteigt 
20 Mrd. Fmk (rd. 400 Mill. DM). Im Aufsichtsrat sitzen 
Politiker aller Richtungen, sein Präsident ist der Vor­
sitzende der Sozialdemokratischen Partei.
Obwohl der Staat noch über einen weiteren bedeuten­
den Holzkonzern verfügt, nämlich die Veitsiluoto AG, 
befindet sich der größte Teil der finnischen Holzverede­
lungsindustrie in der Hand privater Konzerne (Kym- 
mene, Ahlström, Rosenlew, Serlachius, Kaukas). Unter 
der Bevölkerung w ird eine rege Propaganda für die 
V erstaatlichung auch dieser Konzerne getrieben. Man , 
argum entiert damit, daß das finnische Volk über die 
V erdelung seines einzigen großen Rohstoffes, des 
Holzes, selbst verfügen müsse. Schon frühzeitig war 
es gelungen, durdi Sondergesetze den W aldbesitz der 
p rivaten  Industrie zu beschränken und^ so die Preis­
bildung auf dem Rohholzmarkt unter Staatskontrolle 
zu behalten. A udi der Außenhandel mit Holz unter­
lieg t starken staatlichen Eingriffen, obwohl im Holz- 
w arenexport die privaten Firmen vorherrschen. Die 
restlose Außenhandelskontrolle und die W echselkurs­
differenzierung w irken sich so aus, daß die Zentral­
bank  die finnischen Holzexporteure faktisch einer Son­
dersteuer von 30"/o unterwirft, indem sie die von ihnen 
verdienten  Devisen zu einem zu niedrigen Wechsel­
kurs umrechnet. Auf diese Weise ist die V erbesse­
rung der „terms of trade" in den letzten Jahren  keines­
w egs der privaten Holzwirtschaft zugute gekommen, 
und sie konnte deshalb auch nicht die N euinvesti­
tionen vornehmen, die die gute internationale M arkt­
lage an sich verlangt und ermöglicht hätte. Es ergibt 
sich deshalb die merkwürdige Sachlage, daß mitten in 
e iner guten internationalen Konjunktur für Holz­
veredelungsprodukte eine beträchtliche Arbeitslosig­
keit un ter den finnischen Holzarbeitern besteht. Die 
A rbeitslosen müssen vom Staat auf hoher Lohnebene 
aus Steuerm itteln unterhalten werden.

ERZBERGBAU UND EISENSCHAFFENDE INDUSTRIE 
Dieselbe Entwicklung erleben wir auch in dem zwei­
ten  großen W irtschaftszweig, in dem aus geschicht­
lichen Gründen der Staatsinitiative eine wichtige Rolle 
zugefallen ist, nämlich im Erzbergbau und in der 
eisenschaffenden Industrie. Die Kupfergewinnung 
durch den Konzern Outokumpu AG wird völlig in 
staatlicher Regie betrieben. Etwa 1 Mill. t Roherz wer­
den jährlich aus sieben Gruben gefördert und bilden 
die Grundlage für die jährliche Produktion von 30 0001 
Rohkupfer. Auch kleinere Mengen Gold, Silber, Zink 
und andere M etalle werden gewonnen. Das finnische 
Kupfer spielte besonders im Rahmen der Reparations­
lieferungen an die Sowjetunion — vor allem während 
der Koreakrise ■— eine große Rolle. Das Veredelungs­
werk des Kupferkonzerns •— H arjavalta am Kumo- 
Strom in Südwest-Finnland — ist hochmodern ausge­
rüstet, ebenso die Kathodenkupferfabrik in Björne­
borg (Pori). Der Konzern betreibt eine umfassende 
Erzmutung. Im Aufsichtsrat sitzt auch hier eine 
Anzahl führender Politiker aller Parteien: der
frühere Vorsitzende der Sozialdemokratischen Partei, 
der Präsident des Reichstags, der Finanzminister, der 
Vorsitzende des Gewerkschaftsbundes, ein leitender 
D irektor der Staatsbank u. a.
Die Eisengewinnung w ar früher in Südfinnland kon­
zentriert und interessierte schon im 15. Jahrhundert die 
Regierung in Stockholm. Jede Initiative konnte auf 
staatliche Förderung rechnen. Das Erz der südfinnischen 
Vorkommen wurde mit Hilfe von Holzkohle geschmol­
zen. Später wurde das sogenannte Seenerz verwendet; 
wegen des niedrigen Fe-Gehaltes wurden aber um 1900 
der eigene Erzabbau und die V erhüttung aufgegeben, 
und die eisenverarbeitende Industrie ging ganz zum 
Import über. Erst die Finnische Republik erachtete es 
wieder als Staatsinteresse, den Abbau von Erzen im 
eigenen Lande zu fördern. Gleichzeitig wurde eine pri­
vate Gesellschaft zur Gewinnung von Eisen auf elek­
trolytischem W ege aus den Kiesabbränden der staat­
lichen Kupferindustrie gegründet. Schrott w ar jedoch 
für die Eisenerzeugung der Hauptrohstoff, bis der 
Staat mit der Gründung der AG Otanmäki die Erzförde* 
rung w ieder in  Gang brachte, diesmal aber auf der 
Grundlage der Vorkommen in Mittelfinnland. Obwohl 
weder die Standortsfaktoren noch der Fe-Gehalt des 
Erzes einen rentablen Betrieb der Gruben zu gestatten 
scheinen, p lant man einen gewaltigen Ausbau der Erz­
förderung, der von seiten der Privatwirtschaft heftig 
kritisiert wird.
Die politisch ausgerichtete Konzernführung hat kürz­
lich einen Staatszuschuß von 16,5 Mrd. Fmk (300 MilL 
DM) für die Errichtung einer neuen Eisenhütte für 
115 000 t Roheisen Jahresdurchsatz, eines Stahlwerkes 
für 135 000 t  W alzwerkserzeugnisse und eines w eite­
ren  W alzwerkes für die H erstellung von 100 000 t  
Grobblechen beantragt. Mit der Errichtung dieser 
W erke sollen die Firmen Krupp in Essen und M oeller 
& Neumann im Saarland beauftragt werden, falls der 
A ntrag die Unterstützung des Parlam entes findet. Die 
finnnische Regierung ist in Anbetracht der oben ge­
schilderten Lage auf dem A rbeitsm arkt an diesem Pro­
jek t sehr interessiert. Da eine Umbildung der Regie­
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rung kaum ihre Koalitionsbasis aus der Sozialdemo­
kratie  und der Bauernpartei ändern kann, ist die Zustim­
mung der Reiditstagsm ajorität durchaus wahrschein­
lich. Die Bauzeit wird auf 4—5 Jahre  veranschlagt. Die 
bedeutende private Eisenindustrie in Finnland, die 
schon seit einem Jah r mit Kapazitätserweiterungen 
größeren Stils beschäftigt ist, kritisierte die geplante 
Erweiterung der S taatsbetriebe heftig, und im Zusam­
menhang mit der perm anenten Regierungskrise, die 
durch die fortlaufende inflationistische W irtschafts­
politik verursacht wird, schloß sich dieser Kritik eine 
wachsende Opposition an.

ENERGIEVERSORGUNG
Der dritte Wirtschaftsbereich, in dem staatliche Unter­
nehmungen dominieren, ist die Erzeugung von elek­
trischer Energie. Das Privatkapital hatte  auf diesem 
Gebiet wenig Möglichkeiten, weil die finnischen Flüsse' 
zwar große W asserm engen führen, aber ein sehr ge­
ringes Gefälle haben, so daß für die Ausnutzung der 
W asserkraft ein großer Kapitaleinsatz notwendig ist, 
der bei dem traditionell hohen Zinssatz in Finnland 
(um 10 “/o) für die Privatwirtschaft nicht aufzubringen 
ist. Unter diesen Umständen kann man wohl folgern, daß 
die Energieerzeugung, ähnlich wie der Eisenbahnbe­
trieb, von Anfang an eine natürliche Aufgabe des 
Staates darstellte.
Nach dem Kriege wurde die Energieversorgung we­
sentlich beeinträchtigt, da Finnland sein zweitgrößtes 
Kraftwerk — Ruohikoski — und alle W asserfälle des 
W uoksi-Stroms unterhalb Imatra an die Sowjetunion 
abtreten mußte. Dieses finnische Zentralkraftwerk, das 
einem staatlichen Energiekonzern gehörte, hat früher 
fast ganz Südfinnland mit Energie versorgt. Erst neuer­
dings w urden die gewaltigen Überlandleitungen fertig­
gestellt, die die Kraftwerke in Süd- und Nordfinnland 
über eine Luftlinienentfernung von 1000 km verbinden. 
Der größte und wasserreichste Strom Finnlands, der 
Kemijoki, ist in Lappland; sein Ausbau, bei dem die 
ganze Landschaft ihr Gesicht verändern wird, ist be­
reits im Gange und stellt der staatlichen Unternehmer­
initiative gewaltige Aufgaben. Man ist sich aber schon 
darüber im klaren, daß die W asserkräfte Finnlands 
niemals völlig zur Deckung des steigenden Energie­
bedarfs ausreichen werden. Sdion je tzt werden bei un­
günstigen W asserverhältnissen Reservekraftwerke, die 
auf der Basis von im portierter Kohle arbeiten oder 
Holz als Brennstoffe verwenden, eingesetzt. Es ist des­
halb kein W under, daß man sich^in Finnland stark  für 
die Ausnutzung der Atomkraft interessiert, zumal aus­
reichende Uranvorkommen vorhanden sein sollen.

ANDERE INDUSTRIEZWEIGE
Der Staat hat sich aber neuerdings auch in die Heizöl­
versorgung und in die chemische Industrie eingeschal­
tet. Eine staatliche Sticfcstoffabrik mit einer Jah res­
kapazität von 16 000 t reinem Stickstoff soll auf das 
Doppelte ihrer Kapazität gebracht werden. Aufsichts­
ratspräsident dieser Gesellschaft ist der Reichstagsprä­
sident, der der Bauernpartei angehört. Reichstagsabge­
ordnete — meist von der Sozialdemokratischen Partei 
und der Bauernpartei — sitzen in Vorstand und Auf­
sichtsrat der großen staatlichen Schwefelsäure- und

Superphosphatfabrik und in der Leitung der neuen 
Torfgewinnungsindustrie. Viele andere Fälle der Po­
litisierung der W irtschaft könnten genannt werden.
In Anbetracht dieser gewaltigen Aufgaben des Staates, 
und wenn man bedenkt, daß das Straßennetz in Finn­
land dringend einer Verbesserung bedarf, die bisher 
versäum t wurde, scheint es berechtigt, wenn die Kritik 
an den vielfältigen nebensächlichen Engagements des 
S taates immer heftiger wird. Neben seinem Engage­
ment im Erzbergbau und in der eisenschaffenden Indu­
strie hat der Staat den Riesenkonzern Valmet AG ge­
gründet, der Maschinenfabriken aller A rt sowie W erften 
besitzt. Die Lieferungen dieser Betriebe werden zum 
größten Teil von der Sowjetunion übernommen.

ALKOHOLMONOPOL UND SONDERVERMÖGEN 
Eine eigenartige Zwischenstellung unter den staat­
lichen Gesellschaften nimmt das Alkoholmonopol ein, 
das auch in der Form einer Aktiengesellschaft organi­
siert wurde. W ährend das „Aktienkapital" auf nur 
960 Mill. Fmk (18 Mill. DM) festgesetzt wurde, beträgt 
die „Dividende", die in voller Höhe dem Staat zufällt, 
rd. 13 Mrd. Fmk (240 Mill. DM). Dabei ist der Staat am 
Alkoholabsatz außerdem in Form von Steuern mit rd. 
7 Mrd. Fmk beteiligt. Das Monopol verfügt über eine 
Reihe eigener Fabriken und hat ein Dutzend Tochter­
gesellschaften aller Art, w ährend nur zwei private 
Firmen mit einer Lizenz der M onopolverwaltung arbei­
ten, die ihr einziger Abnehmer ist. Das Monopol be­
treib t rd. 100 V erkaufsstellen und über 500 Restaurants 
in eigener Regie, besitzt aber außerdem noch die Ma­
joritä t in einem Restauranttrust, der sogar in New 
York ein Restaurant unterhält (Finland House Corp.). 
Ferner gehört die „Finnish American Trade Corp." dem 
Alkoholmonopol. Der gesam te Binnen- und Außen­
handel mit Alkoholwaren aller A rt einschließlich W ein 
und Bier untersteht dem Monopol, Die jährliche W ein­
einfuhr beträgt z. Z. rd. 5 Mill. Liter, 70 Vo davon 
stammen aus Frankreich und Spanien. Die Produktion 
an einheimischen Frucht- und. Beerenweinen erreicht 
nur etw a die Hälfte der im portierten Mengen. Der 
Bierverbrauch in Finnland beträgt etwa 30 Mill. Liter 
jährlich, die Herstellung von Rohspiritus etwa 25 Mill. 
Liter, wobei Holz der wichtigste Grundstoff ist. Die 
Leitung des Monopols, das einen Staat im Staate dar­
stellt, setzt sich aus Politikern aller Richtungen zusam­
men, Generaldirektor ist der Staatsm inister K. A. Fager- 
holm. Bei dem mißlungenen Versuch der Errichtung 
eines Holzzuckerwerkes hat das Monopol M illiarden­
verluste gemacht, die aber neben den gewaltigen Mo­
nopoleinnahm en nicht allzu stark  ins Gewicht fielen. 
W enn man bei der Diskussion um die Rentabilität der 
staatlichen Aktiengesellschaften mit der „Durchschnitts­
dividende" arbeitet, die recht günstig aussieht, darf 
man nicht vergessen, daß die in W irklichkeit großen 
Verluste der übrigen Staatsunternehm ungen allein 
durch die Riesenprofite des Alkoholmonopols, die nicht 
weniger als 1350 Vo des Stammkapitals der Alkohol­
gesellschaft ausmachen, überkom pensiert werden.
Die weitere Gruppe der staatlichen Unternehmungen 
sind die zahlreichen Gründungen der etwa 1700 staat­
lichen Sondervermögen, die nicht über den allgemei­
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nen Staatshaushalt abgerechnet werden. Diese Sonder- 
verm ögen verdanken ihre Existenz den verschieden­
sten  wirtschaftspolitischen Einfällen und werden meist 
von kleinen Ausschüssen souverän verw altet. Der 
Reichstag entscheidet nur über Neubewilligungen, nicht 
über die V erw altung der eigenen Mittel dieser Sonder­
verm ögen, deren Kapital mit fast 200 Mrd. Fmk 
(4 Mrd. DM) angegeben wird. Neben dem obenerwähn­
ten Aktienfonds sind die wichtigsten Sondervermögen 
der staatliche Anleihefonds und der Ansiedlungsfonds.

Eine letzte Gruppe staatlicher Unternehmungen kann 
m an in den Sozialversicherungsanstalten sehen, beson­
ders auch in der Volkspensionsanstalt, die über 
Rücklagen in Höhe von rd. 70 Mrd. Fmk (1,3 Mrd. DM) 
verfügt. Aus diesen M itteln werden besonders die 
staatlichen Kraftwerke finanziert.
ORGANISATION DER STAATSUNTERNEHMEN 
Die Zahl der eigentlichen Staatsbetriebe wird gegen­
w ärtig  auf etw a 230 veranschlagt. Zu ihnen sind die 
Eisenbahnen, das Post- und Fernmeldewesen mit den 
dazugehörigen Einrichtungen wie Kraftpost usw., die 
W asserstraßen, Verteidigungseinrichtungen und der­
gleichen zu rechnen. Genannt ist schon die Forstver­
w altung mit ihren 81 Revieren und 1755 Lieferbezirken, 
ihren  Exporteinrichtungen, Verwaltungs- und V erw er­
tungsorganisationen. Auch die landwirtschaftlichen Be­
triebe des Staates gehören hierher, ferner M argarine­
fabriken, M olkereien, Druckereien usw.
Die Zahl der staatlichen oder vom Staat beherrschten 
Aktiengesellschaften beträgt rund 100. Sie unterschei­
den sich von privaten Aktiengesellschaften hauptsäch­
lich dadurch, daß eine Hauptversammlung nicht statt- 
findet,' die ja  auch sinnlos wäre, da der Staat über die 
absolute M ehrheit in diesem Gremium verfügen würde. 
W ährend in den V orständen auch Fachleute sitzen, 
sind die Aufsichtsratsposten meist mit Parlam enta­
riern  besetzt, so daß Entscheidungen über die Ge­
schäftspolitik oft im kleinsten — politischen — Kreise 
gefällt werden. Die Finanzierung dieser Unternehmun­
gen erfolgt meist durch direkte Bewilligung von Haus­
haltsm itteln  durch den Reichstag oder aber durch Mittel 
der staatlichen Sondervermögen. In beiden Fällen ist die 
w eitere V erwendung der M ittel innerhalb der A ktien­
gesellschaften der öffentlichen Kontrolle entzogen.

Der Übersicht wegen wurden alle Aktien, die sich in 
Staatsbesitz befinden, buchmäßig in einem sogenann­
ten Aktienfonds zusammengefaßt. Bei dieser Rech­
nungslegung w erden aber nur die Nominalwerte der 
Aktien berücksichtigt, die wegen der starken Inflatio- 
nierung der finnischen W ährung in den letzten Jahren 
nur einen Bruchteil des inneren W ertes der Aktien 
darstellen, was bei einer Beurteilung der S taatsbetei­
ligung an den finnischen Aktiengesellschaften nicht 
übersehen w erden darf.

MITTELBARE STAATSEINGRIFFE 
Neben der unm ittelbaren Staatsinitiative hat auch die 
indirekte Beeinflussung der W irtschaft durch den Staat 
stark  zugenommen. Rund 37 “/o des finnischen Brutto­
sozialproduktes fließen dem Staat zu. Ein Drittel dieses 
Geldstromes kehrt im W ege von Einkommensübertra­
gungen in den privaten  Sektor zurück. Die Landwirt­
schaft wird auf jede W eise mit Subventionen, Prämien, 
Darlehen usw. unterstützt, wobei die hohen Butter­
exportpräm ien zu den um strittensten Maßnahmen zäh­
len. Im Interesse der Regulierung der Getreidepreise 
wurde der gesamte Getreidehandel zu einem Staats­
monopol gemacht. Der W ohnungsbau w ird ebenfalls 
durch ein Prämiierungssystem unterstützt, in den 
Großstädten wurde die M ietenkontrolle und die W ohn­
raumbewirtschaftung beibehalten. Für die A rbeits­
losenunterstützung mußten in diesem Jahre  40 Mrd. 
Fmk (750 Mill. DM) bewilligt werden. Die Volkspen­
sion wurde weit über das wirtschaftlich Mögliche hin­
aus erhöht, so daß der Staat zeitweilig die Zahlungen 
einstellen mußte. Der Staat betreibt eine von der Zen­
tralbank unabhängige Zinspolitik und hat im vorigen 
Jahr das Recht für sich beansprucht, steuerbegünstigte 
Staatspapiere auszugeben, die durch eine Bindung an 
den Lebenshaltungskostenindex gegen W ährungsver­
luste gesichtert sind, was den privaten Geldmarkt er­
heblich beeinträchtigte. Zu hohe Staatsausgaben für. 
Konsum und Investitionen und der Lohnrutsch, der durch 
einen G eneralstreik erzwungen wurde, brachten der 
Inflation starken Auftrieb. In Anbetracht der sowieso 
schon überhohen Steuerlast war eine Steuererhöhung 
ausgeschlossen, und der Staat mußte schließlich zu 
einem teilweisen M oratorium schreiten, woraus die 
gegenwärtige Regierungskrise entstand.

Zum 70jährigen Bestehen der Hamburger Kaffeebörse
Dr. Otto Patow, Hamburg

In der Bundesrepublik Deutschland wurden im Jahre 
1956 genau 2 250 534 Sack Rohkaffee zu je  60 kg 

verzollt und dem Verbrauch zugeführt. Von dieser 
beachtlichen Menge, die immerhin einen W ert von 
rd. 1 Mrd. DM repräsentiert, gingen 75 “/o über Ham­
burg ein. Von den restlichen 25 “/o wurden die meisten 
Säcke in unserer Schwesterstadt Bremen gelöscht. Und 
in  diesem  V erhältnis etwa bewegten sich die Einfuhr­
zahlen schon seit vielen Jahrzehnten. Hamburg ist 
seit eh und je  der w eitaus bedeutendste Kaffee-Ein- 
fuhrplatz. H ier haben die meisten Kaffeeimportfirmen

ihren Sitz, hier laufen täglich bei den zahlreichen Cif- 
Agenten die Offerten der überseeischen Kaffee-Expor­
teure, die der Fachmann Ablader nennt, zusammen, 
und hier bildet sich durch Angebot und Nachfrage der 
M arkt.
Seit Ende des 18. Jahrhunderts wurde der Kaffee, den 
man bis dahin noch als ein Luxusgetränk ansah, mehr 
vind mehr zum Volksgetränk. Damals befand sich der 
H auptm arkt noch in London. A ber auch in Hamburg 
entwickelte sich bald ein, wenn zunächst auch noch 
von London abhängiger Markt. Die Preise für Roh­
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